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§52

Landpacht

(1) Für alle Pachtrechtsverhältnisse über land- und forstwirtschaftli­
che Nutzflächen gelten die §§ 581 bis 597 des Bürgerlichen Gesetz­
buches in der Fassung des Gesetzes zur Neuordnung des landwirt­
schaftlichen Pachtrechts vom 8. November 1985 (BGBl. I S. 2065) 
— Sonderdruck Nr. 1452 des Gesetzblattes —.

(2) Ist im Zeitraum gemäß § 51 der Bodeneigentümer nicht zum 
Abschluß des Pachtvertrages in der Lage, können vorübergehend 
zwischen der zuständigen Kreisbehörde und dem Nutzer die Bedin­
gungen für die Bodennutzung vereinbart werden. Dem Eigentümer 
stehen hinsichtlich der Auflösung des Pachtverhältnisses mit der 
zuständigen Kreisbehörde sowie der Kündigung der Bodennutzung 
die gleichen Rechte wie ausscheidenden Mitgliedern gemäß § 43 zu.

8. Abschnitt

Verfahren zur Feststellung und Neuordnung 
der Eigentumsverhältnisse

§53

Leitlinien zur Neuordnung

(1) Auf Grund des Ausscheidens von Mitgliedern aus der LPG oder 
der eingetragenen Genossenschaft, der Bildung einzelbäuerlicher 
Wirtschaften oder zur Wiederherstellung der Einheit von selbständi­
gem Eigentum an Gebäuden. Anlagen sowie Anpflanzungen und 
Eigentum an Grund und Boden sind auf Antrag eines Beteiligten die 
Eigentumsverhältnisse an Grundstücken unter Beachtung der Interes­
sen der Beteiligten neu zu ordnen.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn genossenschaftlich genutzte 
Flächen vom Eigentümer gekündigt und zur Bildung oder Vergröße­
rung bäuerlicher oder gärtnerischer Einzelwirtschaften verpachtet 
werden.

(3) Bei Verkauf und Verpachtung für land- und forstwirtschaftlich 
zu nutzenden Boden ist natürlichen und juristischen Personen, die 
nicht vor dem 7. Oktober 1989 ihren Wohnsitz auf dem Gebiet 'der 
DDR hatten, das Kauf- bzw. Pachtrecht für eine Übergangszeit 
vorzuenthaltea Falls innerhalb von 6 Monaten nach Angebot kein 
Käufer oder Pächter in den Ländern des jetzigen Territoriums der 
DDR gefunden wird, befindet die Flurneuordnungsbehörde.

(4) Die Neuordnung der Eigentumsverhältnisse erfolgt durch 
freiwilligen Landtausch oder durch ein von der zuständigen Behörde 
(Flurneuordnungsbehörde) angeordnetes Verfahren.

§54

Freiwilliger Landtausch

(1) Als Verfahren zur Regelung der neuen Eigentumsverhältnisse ist 
ein freiwilliger Landtausch anzustreben.

(2) Die Eigentümer der Tauschgrundstücke (Tauschpartner) verein­
baren den freiwilligen Landtausch unter Berücksichtigung der Nut­
zungsart, Beschaffenheit, Güte und Lage der Flächen. Sie beantragen 
dessen Durchführung bei der Flurneuordnungsbehörde.

§55

Bestätigung und Beurkundung

(1) Der Tauschplan ist mit den Tauschpartnern in einem Anhö­
rungstermin zu erörtern. Er ist den Tauschpartnern anschließend 
vorzulesen und zur Genehmigung sowie zur Unterschrift vorzulegen.

(2) Wird eine Einigung über den Tauschplan erzielt, ordnet die 
Flurneuordnungsbehörde die Ausführung des Tauschplanes an. Die 
Grundbücher sind nach dem Tauschplan zu berichtigen.

(3) Im übrigen sind die Vorschriften der §§ 103a bis 103i des in § 63 
genannten Gesetzes sinngemäß anzuwenden.

§56

Bodenordnungsverfahren

(1) Kommt ein freiwilliger Landtausch nicht zustande, ist unter 
Leitung der Flurneuordnungsbehörde, in dessen Bereich die Genos­
senschaft ihren Sitz hat, ein Bodenordnungsverfahren durchzuführen.

(2) Am Verfahren sind als Teilnehmer die Eigentümer der zum 
Verfahrensgebiet gehörenden Grundstücke und als Nebenbeteiligte 
die Genossenschaften, die Gemeinden, andere Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, Wasser- und Bodenverbände und Inhaber von 
Rechten an Grundstücken im Verfahrensgebiet beteiligt

§57

Ermittlung der Beteiligten

Die Flurneuordnungsbehörde hat die Beteiligten auf der Grundlage 
der Eintragungen im Grundbuch zu ermitteln.

§58

Landabfindung

(1) Jeder Teilnehmer muß für die von ihm abzutretenden Grund­
stücke durch Land vom gleichen Wert abgefunden werden. Die 
Landabfindung soll in der Nutzungsart, Beschaffenheit, Bodengüte 
und Lage seinen alten Grundstücken entsprechen.

(2) Ein Teilnehmer kann mit seiner Zustimmung statt in Land 
überwiegend oder vollständig in Geld abgefunden werden.

§59

Bodenordnungsplan

(1) Die Flurneuordnungsbehörde faßt die Ergebnisse des Verfah­
rens in einem Plan zusammen.

(2) Vor der Aufstellung des Planes sind die Teilnehmer über ihre 
Wünsche für die Abfindung zu hören.

(3) Der Plan ist den Beteiligten bekanntzugeben. Die neue 
Flureinteilung ist ihnen auf Wunsch an Ort und Stelle zu erläutern.

§60

Widerspruch, Klage

(1) Die Beteiligten können innerhalb einer Frist von zwei Wochen 
nach Bekanntgabe des Planes gegen diesen Widerspruch bei der 
Flurneuordnungsbehörde einlegen.

(2) Wird dem Widerspruch nicht stattgegeben, so ist innerhalb von 
zwei Wochen nach Zustellung des Widerspruchsbescheides Klage 
beim Kreisgericht zulässig.

§61

Rechtswirkung eines Bodenordnungsplanes

(1) Ist der Plan unanfechtbar geworden, ordnet die Flurneuord­
nungsbehörde seine Ausführungen an (Ausführungsanordnung).

(2) Zu dem in der Ausführungsanordnung zu bestimmenden 
Zeitpunkt tritt der im Plan vorgesehene neue Rechtszustand an die 
Stelle des bisherigen.


